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Protokoll 
 

 

über die am 26. März 2019 von 18.00 Uhr bis 21.30 Uhr im Sitzungszimmer des Kommunalzent-

rums unter dem Vorsitz von Bürgermeister Mag. Stefan Seiwald abgehaltene 

 

 

29. Gemeinderatssitzung (Gemeinderatsperiode 2016 – 2022) 

 

 

Anwesend: Hubert Almberger, Simon Aschaber, Christine Bernhofer, Hanspeter  

Ellmerer, Klaus Födermair, Alois Foidl, Christine Gschnaller, MSc, Susanne 

Hartrumpf, Andrea Hauser, Mag. Leopold Hofinger, Melanie Hutter, Heribert 

Mariacher, Johann Mayr, Claudia Pali, Robert Steger, Mag. Maria Strele,  

Peter Wallner, Robert Wurzenrainer 

 

Entschuldigt: Dr. Georg Zimmermann (Ersatz: Mag. Leopold Hofinger), Petra Sojer, MSc 

(Ersatz: Klaus Födermair) 

 

Unentschuldigt: niemand 

 

Schriftführer: Dr. Ernst Hofer, MBA 

 

 

 

 

 

www.st.johann.tirol 

   

Marktgemeinde St. Johann in Tirol 
Bahnhofstraße 5, 6380 St. Johann in Tirol 
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Tagesordnung 

 

 

 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

 Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitzbühel (Vortragende: Mag. Renate Ma-

gerle) 

 Projekt „St. Johann 2030 – 2050“ (Vortragende: Marije Moors, MSc) 

 

II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss eines Mietvertrags mit dem Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitz-

bühel 

2) Mittelfreigabe: „St. Johann 2030 – 2050“ 

3) Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2018 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Änderungen des Flächenwidmungsplans:  

a) Teil der Gst. 6186/1 und 6208 (Adelheid Dornauer, Franz Dornauer)  

b) Gst. 2806/2 und 2806/18 (Daniela Foidl) 

c) Teil des Gst. 2439/1 (Irmgard Fuchs) 

2) Erlassung von Bebauungsplänen:  

a) Gst. 205/2 (Vorsorge & Wohnen Immobilientreuhand GmbH) 

b) Gst. 2853/5 und 2853/6 (Ehepaar Rau, Ehepaar Schneider) 

c) Gst. 3062/3 (Gertraud Fischer) 

3) Änderung eines Bebauungsplans: Gst. 3058/32 (Claudia Schiestl) 

 

IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
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Am Beginn der Sitzung sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

I. Berichte des Bürgermeisters 

 

 Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitzbühel (Vortragende: Mag. Renate Ma-

gerle) 

 

Mag. Renate Magerle, Obfrau des Vereins „Mädchen- und Frauenberatungszentrum Be-

zirk Kitzbühel“, berichtet über diesen mithilfe einer PowerPoint-Präsentation, welche an 

die Wand des Sitzungszimmers projiziert wird. 

 

Auszüge aus der Präsentation sind diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage A ange-

hängt. 

 

Nach einigen Fragen und Ausführungen von Gemeinderatsmitgliedern erläutert der Amts-

leiter den zu Tagesordnungspunkt II.1) gehörenden Mietvertrag (Abschluss eines Mietver-

trags mit dem Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitzbühel). Die Beschluss-

fassung erfolgt sodann umgehend. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Der Abschluss des Mietvertrags mit dem Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk 

Kitzbühel laut Anlage B dieses Gemeinderatsprotokolls wird genehmigt. 

 

 Projekt „St. Johann 2030 – 2050“ (Vortragende: Marije Moors, MSc) 

 

Marije Moors, MSc, erläutert anhand einer PowerPoint-Präsentation, welche an die Wand 

des Sitzungszimmers projiziert wird, das Projekt „St. Johann 2030 – 2050“. 

 

Auszüge aus dem Vortrag sind diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage C angehängt. 
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II. Anträge des Bürgermeisters und des Gemeindevorstandes 

 

1) Abschluss eines Mietvertrags mit dem Mädchen- und Frauenberatungszentrum Bezirk Kitz-

bühel 

 

Der Beschluss erfolgte bereits zu Tagesordnungspunkt I., Unterpunkt Mädchen- und Frauen-

beratungszentrum Bezirk Kitzbühel (Vortragende: Mag. Renate Magerle). Siehe daher die 

dortigen Ausführungen. 

 

2) Mittelfreigabe: „St. Johann 2030 – 2050“ 

 

Beschluss (19:0): 

 

Für das Projekt „St. Johann 2030 – 2050“ werden für die Jahre 2019 und 2020 insgesamt 

EUR 70.000,00 freigegeben. Die Mittelfreigabe beträgt für 2019 EUR 35.000,00 und für 2020 

EUR 35.000,00. Bei diesen Beträgen handelt es sich um Höchstbeträge. Die tatsächliche Be-

lastung der Gemeinde ist durch zu erwartende Förderungen aller Voraussicht nach geringer. 

HHSt. 789-757 

 

3) Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2018 

 

Gemäß § 108 Abs. 2 TGO 2001 übernimmt der zweite Bürgermeister-Stellvertreter Hubert 

Almberger während des Tagesordnungspunktes über den Rechnungsabschluss für das ab-

gelaufene Haushaltsjahr 2018 den Vorsitz im Gemeinderat. 

 

Hubert Almberger und der Finanzverwalter erläutern anschließend den Rechnungsabschluss 

mithilfe mehrerer Dokumente. Auszüge aus den Präsentationen sind diesem Gemeinde-

ratsprotokoll als Anlage D angehängt. 

 

„Chapeau!“ Dies vermeint Heribert Mariacher, welcher, wie auch Robert Wurzenenrainer, 

den Rechnungsabschluss sehr positiv bewertet. 

 

Sodann verliest die Obfrau des Überprüfungsausschusses, Christine Gschnaller, MSc, das 

Protokoll der 17. Überprüfungsausschusssitzung vom 6. März 2019, bei welcher die gesetz-

lich vorgesehene Vorprüfung des Rechnungsabschlusses durchgeführt worden war. 
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Während der Beratung und Beschlussfassung (19.36 Uhr bis 19.39 Uhr) verlässt der Bürger-

meister den Raum. Es sind 18 Gemeinderäte anwesend. Das Ersatzmitglied des Bürgermeis-

ters ist nicht anwesend. 

 

Beschluss (18:0): 

 

Dem Rechnungsabschluss für das abgelaufene Haushaltsjahr 2018 wird gemäß § 108 Abs. 3 

TGO 2001 die Entlastung erteilt, da die Überprüfung des Rechnungsabschlusses keinen 

Grund zu Bedenken ergeben hat. 

 

Dem Rechnungsabschluss 2018 liegen nachstehende Parameter zu Grunde (§ 108  

Abs. 2 letzter Satz TGO 2001): 

 

Gesamtabschluss des ordentlichen Haushaltes (alle Beträge in EUR) 

 

Einnahmenvorschreibung 29.341.444,28 

Ausgabenvorschreibung 28.626.626,78 

 

Gesamtabschluss des außerordentlichen Haushaltes (alle Beträge in EUR) 

 

Einnahmenvorschreibung 1.744.270,65 

Ausgabenvorschreibung 681.364,84 

 

Rechnungsergebnis des ordentlichen Haushaltes 714.817,50 

Rechnungsergebnis des außerordentlichen Haushaltes 1.062.905,81 

Gesamtes Rechnungsergebnis 1.777.723,31 

Kassenbestand zum 31. Dezember 2018 2.885.140,78 

 

Beschluss (18:0): 

 

Die im Rechnungsabschluss 2018 auf den Seiten 13 bis 18 ausgewiesenen Abweichungen 

gegenüber dem Voranschlag werden genehmigt. 
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Beschluss (18:0): 

 

Die Vornahme von Kontotransfers im Gemeindehaushalt (Übertragung von freien Mitteln ei-

nes Kontos auf andere Konten in 296 Fällen mit dem Zweck, entsprechende Bedeckungen 

zu ermöglichen) wird nachträglich genehmigt. 

 

Der Bürgermeister kommt um 19.39 Uhr wieder zur Gemeinderatssitzung und übernimmt de-

ren Vorsitz. Es sind 19 Gemeinderäte anwesend. 

 

III. Berichte und Anträge der Ausschüsse 

 

1) Bauausschuss 

1) Änderungen des Flächenwidmungsplans:  

a) Teil der Gst. 6186/1 und 6208 (Adelheid Dornauer, Franz Dornauer)  

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (17:0): [Simon Aschaber, Christine Gschnaller, MSc abwesend] 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 6186/1 (etwa 11 m²) und eines Teils des  

Gst. 6208 (etwa 112 m²) von Freiland in Wohngebiet 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage E dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, wel-

che einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. 
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b) Gst. 2806/2 und 2806/18 (Daniela Foidl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung der Gst. 2806/2 (etwa 816 m²) und 2806/18 (etwa 1.940 m²) von 

Wohngebiet in gemischtes Wohngebiet 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage F dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, wel-

che einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 

 

Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. 

 

c) Teil des Gst. 2439/1 (Irmgard Fuchs) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Es erfolgen nachstehende Änderungen des Flächenwidmungsplans der Marktge-

meinde St. Johann in Tirol: 

 

 Umwidmung eines Teils des Gst. 2439/1 (etwa 251 m²) von Freiland in Son-

derfläche Hofstelle 

 

Der Planungsbereich ist in Anlage G dieses Gemeinderatsprotokolls ersichtlich, wel-

che einen Bestandteil dieses Beschlusses darstellt. 
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Gemäß § 71 Abs. 1 lit. a TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfes gleichzeitig der Beschluss über die dem Entwurf entsprechende 

Änderung. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auf-

legungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu 

berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wo-

chen. 

 

2) Erlassung von Bebauungsplänen:  

a) Gst. 205/2 (Vorsorge & Wohnen Immobilientreuhand GmbH) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (14:5): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 205/2 von Dr. Erich Ortner vom  

11. März 2019 („04/2019 Mitterndorferweg 16“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz 

TROG 2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß  

§ 66 Abs. 2 TROG 2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des 

Entwurfes nach § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über 

die Erlassung des Bebauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, 

wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

b) Gst. 2853/5 und 2853/6 (Ehepaar Rau, Ehepaar Schneider) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für die Gst. 2853/5 und 2853/6 von Dr. Erich Ortner 

vom 19. März 2019 („03/2019 Kaiserweg“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 

2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 

2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 

Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Be-

bauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 
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Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

c) Gst. 3062/3 (Gertraud Fischer) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (18:1): 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans für das Gst. 3062/3 von Dr. Erich Ortner vom  

19. Februar 2019 („02/2019 Rothböck“) wird gemäß § 66 Abs. 1 erster Satz TROG 

2016 aufgelegt. Die Auflegungsfrist beträgt vier Wochen. Gemäß § 66 Abs. 2 TROG 

2016 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Auflegung des Entwurfes nach § 66 

Abs. 1 erster Satz TROG 2016 gleichzeitig der Beschluss über die Erlassung des Be-

bauungsplans. Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der 

Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer 

hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. 

 

3) Änderung eines Bebauungsplans: Gst. 3058/32 (Claudia Schiestl) 

 

Der Bauamtsleiter erläutert die maßgebenden Parameter dieses Verhandlungsgegen-

standes. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Es erfolgt eine Änderung des Bebauungsplans für das Gst. 3058/32 (aufsichtsbehördlich 

geprüft am 20. August 2012 zu RoBau-2-416/220/5-2012), und zwar in der Weise, wie sie 

in den Erläuterungen des Dr. Erich Ortner vom 11. März 2019 

(„eb_bplsjt_2019_05_schiestl.doc“) beschrieben sind. Die Änderungen sind in Anlage H 

dieses Gemeinderatsprotokolls, welche einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet, er-

sichtlich. Gemäß § 66 Abs 2 TROG 2011 erfolgt mit der Beschlussfassung über die Aufle-

gung des Entwurfs nach § 66 Abs 1 erster Satz TROG 2011 gleichzeitig der Beschluss 

über die Erlassung des Bebauungsplans; dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirk-

sam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum 

Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wurde. Die Aufle-

gungsfrist beträgt vier Wochen. 
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IV. Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 

Antrag I. Es liegt ein gemeinsamer Antrag von Claudia Pali und Heribert Mariacher vor. Bei die-

sem Antrag geht es um die Installation eines „Fahrrad-Service-Point(s)“ an gewissen Standorten. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage I (Ida) angehängt. 

 

Der Bürgermeister verliest zunächst den Antrag. Anschließend meint Heribert Mariacher, es 

handle sich hierbei „touristisch“ um „ganz eine gute Sache“. Mag. Maria Strele unterstützt den 

Antrag („Alles, was mit Fahrrad ist, ist gut.“). 

 

Der Bürgermeister erklärt, dass beim Brunnenparkplatz ein solcher „Service-Point“ bereits vor-

handen sei. Der Straßenausschuss solle sich mit dem Antrag im Detail auseinandersetzen. 

 

Antrag II. Es liegt ein weiterer gemeinsamer Antrag von Claudia Pali und Heribert Mariacher vor, 

welcher ein „sicheres Abbiegen“ zum „Achenweg“ zum Inhalt hat. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage J (Julius) angehängt. 

 

Wiederum verliest der Bürgermeister den Antrag. Er erklärt, es liege hier grundsätzlich Landes-

zuständigkeit vor. Man warte noch auf weitere Stellungnahmen. 

 

Antrag III. Es liegt ein Antrag von Robert Wurzenrainer zur Gemeindehomepage vor (buerger-

meldungen.com). 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage K angehängt. 

 

Der zweite Bürgermeister-Stellvertreter Hubert Almberger verliest den Antrag. Nach einiger Dis-

kussion wird übereingekommen, dass mit anderen Gemeinden hinsichtlich ihrer Erfahrung mit 

dem Tool buergermeldungen.com Kontakt aufgenommen wird. 

 

Antrag IV. Es liegt ein weiterer Antrag von Robert Wurzenrainer hinsichtlich der „Anstellung ei-

nes ‚Flurwächters‘“ vor. 

 

Der Antrag ist diesem Gemeinderatsprotokoll als Anlage L angehängt. 
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Der Amtsleiter verliest den Antrag. Robert Wurzenrainer erklärt, in der Marktgemeinde Telfs sei 

ein derartiger „Flurwächter“ bereits seit „neun Jahren“ im Dienst und „unverzichtbar“. Der Amts-

leiter wird sich diesbezüglich mit dem Telfer Amtsleiter in Verbindung setzen. 

 

Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol. Die aktuelle Diskussion um das Bezirkskrankenhaus 

St. Johann in Tirol (insbesondere eine im Raum stehende Schließung der Kinderstation) erreicht 

auch den Gemeinderat. Nach längerer Debatte wird der nachstehende Beschluss gefasst. 

 

Beschluss (19:0): 

 

Die Kinderstation beim Bezirkskrankenhaus St. Johann in Tirol soll erhalten bleiben. Generell 

sollen geplante Änderungen des sogenannten Regionalen Strukturplans Gesundheit 2025 (RSG 

2025), welche den Standort St. Johann in Tirol nachhaltig gefährden, aufgegeben werden. 

 

Stets findet Überraschung statt. Da, wo man’s nicht erwartet hat.1 Zum fürbassen Erstaunen 

vieler teilt der Bürgermeister im Rahmen einer „organisatorischen Information“ seinen unmittelbar 

bevorstehenden Rückzug aus dem Amt mit, woraufhin die Sitzung eine dramatische, emotionale 

Wende nimmt: Eiligst werden Abschiedsreden gehalten, der Gemeinderat ehrt den Bürgermeis-

ter mit standing ovations, Tränen fließen. 

 

Dieses Protokoll enthält zwölf Anlagen. 

 

St. Johann in Tirol, 26. März 2019 

 

Der Bürgermeister: 

 

 

 

Der Schriftführer:     Gemeinderäte: 

                                                 
1 Wilhelm Busch. 
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